
 
 
  
 
 

 

 
 
Begründung 

 

A. Allgemeines 

 

Das Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsgesetzes (AGBtG) vom 20. Dezem-

ber 1991 (GVBl. S. 407), zuletzt geändert durch Artikel 10 Nr. 1 des Gesetzes vom 5. 

April 2005 (GVBl. S. 95), BS 200-3, enthält ergänzende landesrechtliche Regelungen 

zum Betreuungsrecht des Bundes. Es werden insbesondere die für Betreuungsangele-

genheiten zuständigen Behörden bestimmt, die Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften 

vorgesehen und Regelungen über die Anerkennung und Förderung von Betreuungs-

vereinen getroffen. Aus den folgenden Gründen ist eine Novellierung des Gesetzes er-

forderlich: 

 

Auf der Grundlage des Landesgesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes ist in 

Rheinland-Pfalz ein flächendeckendes Netz von anerkannten und geförderten Betreu-

ungsvereinen entstanden. Aufgabe der Betreuungsvereine ist die sogenannte Quer-

schnittsarbeit. Sie haben sich planmäßig um die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuerin-

nen und Betreuer zu bemühen, diese in ihre Aufgaben einzuführen, fortzubilden und zu 

beraten, planmäßig über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen zu informie-

ren und einen Erfahrungsaustausch zwischen ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

zu ermöglichen (§ 1908 f des Bürgerlichen Gesetzbuches - BGB -). Im Juni 2009 waren 

115 Betreuungsvereine durch die überörtliche Betreuungsbehörde (Landesamt für So-

ziales, Jugend und Versorgung) anerkannt. 106 anerkannte Betreuungsvereine wurden 

zu diesem Zeitpunkt von Land und Kommunen gefördert. 

 

Die geltenden Regelungen zur Anerkennung von Betreuungsvereinen sind sehr allge-

mein gefasst. Das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung hat nur geringe 

Möglichkeiten, auf die Qualität der von den Betreuungsvereinen geleisteten Arbeit Ein-

fluss zu nehmen. Die gesetzlichen Anerkennungsvoraussetzungen lassen sich mangels 



Vorgaben zu Qualität und Leistung relativ leicht erfüllen. Eine Schlechterfüllung der 

Aufgaben führt deshalb in der Praxis bisher nur selten zur Aufhebung einer Anerken-

nung. Es bedarf daher einer Erweiterung der Anerkennungsvoraussetzungen. 

 

Als neue Anerkennungsvoraussetzung sieht der Gesetzentwurf vor, dass künftig zur 

Sicherstellung der Qualität der Aufgabenerfüllung zwischen den einzelnen Betreuungs-

vereinen und dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Qualitäts- und 

Leistungsvereinbarungen geschlossen werden müssen. In die Qualitäts- und Leis-

tungsvereinbarungen sind insbesondere zu folgenden Anforderungen Festlegungen 

aufzunehmen: 

1. zur Anzahl, Qualifikation, Weiterbildung und Supervision der für den Betreuungs-

verein haupt- oder ehrenamtlich tätigen Personen, 

2. zur räumlichen und sachlichen Ausstattung auch unter Berücksichtigung der Barrie-

refreiheit im Sinne des § 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleichstellung behinder-

ter Menschen, 

3. zur Erreichbarkeit sowie zur Vertretung bei Abwesenheit, 

4. zu Dokumentationspflichten und zum Datenschutz, 

5. zur Mitarbeit in kommunalen Netzwerken (örtlichen Arbeitsgemeinschaften), zur 

Information der und Kommunikation mit den Betreuungsbehörden und zur Öffent-

lichkeitsarbeit und  

6. zur Wirkungskontrolle. 

Auf Verlangen des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung haben die 

Betreuungsvereine die Erfüllung der Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen nachzu-

weisen. 

 

Zur flächendeckenden Versorgung mit Betreuungsvereinen in Rheinland-Pfalz hat auch 

die umfassende Förderung anerkannter Betreuungsvereine beigetragen. Das Land för-

derte die anerkannten Betreuungsvereine im Jahr 2008 jeweils mit 23 430 EUR. Hinzu 

kommt die Förderung durch die Landkreise und kreisfreien Städte; diese sollen nach 

§ 4 Abs. 2 AGBtG den anerkannten Betreuungsvereinen grundsätzlich Zuwendungen in 

Höhe der Landesförderung gewähren. 
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Rheinland-Pfalz nimmt damit bei der Förderung von Betreuungsvereinen im Vergleich 

der Bundesländer den Spitzenplatz ein. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Höhe der För-

derung als auch mit Blick auf die Anzahl der geförderten Betreuungsvereine in Relation 

zu den Einwohnerzahlen. Nach einem länderübergreifenden Vergleich, den das Minis-

terium für Soziales und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern durchgeführt hat, ergibt 

sich folgendes Bild: Rheinland-Pfalz förderte anerkannte Betreuungsvereine im Haus-

haltsjahr 2008 mit 2 485 600 EUR. An zweiter Stelle folgt Baden-Württemberg mit 

1 181 000 EUR. Die anderen Bundesländer erbrachten Förderungen von weniger als 

einer Million EUR. Besonders niedrig war die Landesförderung im Haushaltsjahr 2008 

in Thüringen (95 000 EUR), Mecklenburg-Vorpommern (150 000 EUR) und Bayern 

(187 500 EUR). In Brandenburg erfolgt keine landesseitige Förderung mehr.  

 

Auch bei den Ausgaben pro Einwohnerin und Einwohner gibt das Land Rheinland-Pfalz 

deutlich mehr für Betreuungsvereine aus als andere Bundesländer. So lagen die Aus-

gaben in Rheinland-Pfalz im Jahr 2008 bei 0,61 EUR je Einwohnerin und Einwohner, 

gefolgt von Hamburg (0,52 EUR) und dem Saarland (0,25 EUR). In den bevölkerungs-

reichen Bundesländern Nordrhein-Westfalen (0,04 EUR) und Bayern (0,01 EUR) waren 

die Pro-Kopf-Ausgaben besonders niedrig.  

 
Mit maximal 106 anerkannten und geförderten Betreuungsvereinen kann in Rheinland-

Pfalz die im Betreuungswesen erforderliche Querschnittsarbeit landesweit sichergestellt 

werden. Ein Bedarf für eine Ausweitung der Förderung ist nicht gegeben. Allerdings 

besteht nach der bestehenden Gesetzeslage für Betreuungsvereine, die die Anerken-

nungsvoraussetzungen erfüllen, ein Anspruch auf Anerkennung; anerkannte Betreu-

ungsvereine wiederum haben einen Anspruch auf Förderung durch das Land (und 

grundsätzlich auch durch die Landkreise und kreisfreien Städte). Vor dem Hintergrund 

der bislang kontinuierlich ansteigenden Anzahl geförderter Betreuungsvereine und mit 

Rücksicht auf das Ziel der Haushaltskonsolidierung ist eine wirksame Begrenzung der 

Ausgaben für anerkannte Betreuungsvereine (auch im Interesse der zur Förderung 

verpflichteten kommunalen Gebietskörperschaften) geboten. 
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Zur Begrenzung der Ausgaben sieht der Gesetzentwurf Änderungen bei den Förder-

voraussetzungen vor: Das Land gewährt anerkannten Betreuungsvereinen, deren An-

erkennung und erstmalige Förderungsbewilligung vor dem 1. Januar 2008 erfolgt ist, 

aus Gründen des Vertrauensschutzes auch künftig auf Antrag eine Zuwendung zu den 

Personal- und Sachkosten einer hauptamtlichen Fachkraft. Anderen anerkannten 

Betreuungsvereinen, das heißt Betreuungsvereinen, die erst nach dem 31. Dezember 

2007 anerkannt worden sind, die in Zukunft anerkannt werden oder die zwar bereits 

vorher anerkannt wurden, denen aber vor dem 1. Januar 2008 noch keine Förderung 

bewilligt worden ist, erhalten auf Antrag nur dann eine Zuwendung, wenn  

1. die Obergrenze für die Förderung von landesweit durchschnittlich einem geförder-

ten Betreuungsverein für jeweils 38 000 Einwohnerinnen und Einwohner nicht 

überschritten wird und 

2. das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und die örtlichen Betreu-

ungsbehörden, auf deren Gebiet sich die Tätigkeit des Betreuungsvereins erstreckt, 

übereinstimmend festgestellt haben, dass in dem betreffenden Gebiet ein Bedarf 

für dessen Tätigkeit besteht.  

Damit wird sichergestellt, dass in Zukunft nicht mehr als 106 Betreuungsvereine geför-

dert werden. 

 

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf weitere, im Wesentlichen redaktionelle Ände-

rungen gegenüber dem derzeitigen Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsge-

setzes vor. 

 

Der Gesetzestitel muss angesichts der Tatsache, dass es auf Bundesebene kein 

Betreuungsgesetz mehr gibt, geändert werden. 

 

Gemäß dem FGG-Reformgesetz vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586), geändert 

durch Artikel 22 des Gesetzes vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700), sind ab 1. September 

2009 in Betreuungsangelegenheiten statt der Vormundschaftsgerichte die Betreuungs-
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gerichte zuständig; dies bedingt eine entsprechende Anpassung in § 1 Abs. 2 Satz 2 

AGBtG. 

 

Die in § 4 Abs. 1 Satz 2 AGBtG enthaltenen Förderbeträge sind im Hinblick auf die er-

folgte Koppelung an die Tarifsteigerungen des öffentlichen Dienstes zu aktualisieren; 

gleichzeitig ist die Bezugnahme auf den Bundes-Angestelltentarifvertrag umzustellen 

auf den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder im Tarifgebiet West. 

 
Gesetzesfolgenabschätzung 

 

Da es sich nicht um ein Gesetzesvorhaben mit großer Wirkungsbreite oder erheblichen 

Auswirkungen handelt, bedarf es keiner besonderen Gesetzesfolgenabschätzung. 

 

Gender-Mainstreaming 

 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Regelungen betreffen vor allem die Anerkennung 

und Förderung von Betreuungsvereinen. Unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen 

und Männer sind hiervon nicht zu erwarten. Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf zur 

Verbesserung der Gleichstellung von Frauen und Männern die Einführung des Reiß-

verschlussverfahrens bei den Arbeitsgemeinschaften vor, die auf örtlicher und überörtli-

cher Ebene für Betreuungsangelegenheiten eingerichtet sind. Hierdurch soll gewähr-

leistet werden, dass Frauen und Männer paritätisch in diesen Gremien vertreten sind 

und so auch die geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Sichtweisen und Bedürfnisse 

in der Arbeit der Gremien artikuliert werden können. 

 

Konnexitätsprinzip 

 

Da die Landkreise und kreisfreien Städte den anerkannten Betreuungsvereinen grund-

sätzlich Zuwendungen in Höhe der Landesförderung gewähren sollen, wirkt sich die im 

Gesetzentwurf vorgesehene Begrenzung der Ausgaben des Landes auch zu ihren 
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Gunsten aus; das Konnexitätsprinzip ist daher von den vorgesehenen Änderungen 

nicht betroffen. 

 

 

Wesentliches Ergebnis der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände und des 

Kommunalen Rates sowie der Anhörung anderer Stellen 

 

 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

 
Zur Überschrift 

 

Die derzeitige Gesetzesüberschrift nebst Abkürzung „Landesgesetz zur Ausführung des 

Betreuungsgesetzes (AGBtG)“ wird ersetzt durch „Landesgesetz zur Ausführung des 

Betreuungsrechts (AGBtR)“, da das Betreuungsgesetz vom 12. September 1990 (BGBl. 

I S. 2002) mit Aufhebung seiner Artikel 9 und 10 durch Artikel 11 des Ersten Gesetzes 

über die Bereinigung von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeri-

ums der Justiz vom 19. April 2006 (BGBl. I S. 866) mit Wirkung vom 25. April 2006 auf-

gelöst wurde und daher nicht mehr existent ist.  

 
Zu § 1 (Betreuungsbehörden) 

 

§ 1 entspricht weitgehend dem derzeit geltenden § 1 AGBtG. 

 

In Absatz 1 werden die Kreisverwaltungen und die Stadtverwaltungen der kreisfreien 

Städte auch künftig zu örtlichen Betreuungsbehörden bestimmt, die ihre diesbezügli-

chen Aufgaben als Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung erfüllen.  

 

Absatz 2 bestimmt das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung auch weiterhin 

zur überörtlichen Betreuungsbehörde und legt die wesentlichen Aufgaben fest. Absatz 
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2 Satz 2 enthält gegenüber der derzeit geltenden Fassung des § 1 Abs. 2 Satz 2 

AGBtG drei Änderungen:  

 

Gemäß dem FGG-Reformgesetz sind ab 1. September 2009 für Betreuungsangele-

genheiten nicht mehr die Vormundschaftsgerichte, sondern die Betreuungsgerichte zu-

ständig. Demzufolge ist nunmehr vorgesehen, dass das Landesamt für Soziales, Ju-

gend und Versorgung in Zusammenarbeit unter anderem mit den Betreuungsgerichten 

(und nicht mehr mit den Vormundschaftsgerichten) auf eine ausreichende Anzahl von 

Betreuerinnen und Betreuer im Land hinwirkt. Angesichts der Tatsache, dass die Auf-

gaben der örtlichen Betreuungsbehörden nach § 6 des Betreuungsbehördengesetzes 

(BtBG) vom 12. September 1990 (BGBl. I S. 2002 -2025-), zuletzt geändert durch Arti-

kel 67 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586), durch bundesgesetzli-

che Änderungen in der Zwischenzeit nicht unerheblich erweitert wurden, bietet es sich 

an, die Unterstützung des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung für die 

örtlichen Betreuungsbehörden ausdrücklich auch auf die Aufgaben nach § 6 BtBG zu 

erstrecken. Schließlich wird hier und in den folgenden Paragrafen die weibliche Be-

zeichnung „Betreuerin“ vor der männlichen Bezeichnung „Betreuer“ aufgeführt, wie dies 

in den neueren Landesrechtsvorschriften üblich ist.  

 

Zu § 2 (Arbeitsgemeinschaften) 

 

§ 2 sieht wie § 2 AGBtG auch künftig zur Förderung der Zusammenarbeit in Betreu-

ungsangelegenheiten auf örtlicher und auf überörtlicher Ebene die Einrichtung von Ar-

beitsgemeinschaften durch die örtlichen Betreuungsbehörden und durch das Lan-

desamt für Soziales, Jugend und Versorgung vor. Diese Gremien haben sich in der Ver-

gangenheit bewährt und sollen daher auch weiterhin eine gesetzliche Verankerung er-

halten.  

 

Um in den Arbeitsgemeinschaften die Sichtweisen und Erfahrungshorizonte von Frauen 

und Männern, die durchaus unterschiedlich sein können, einzubringen, ist es erforder-

lich, dass Frauen und Männer in den einzelnen Arbeitsgemeinschaften paritätisch, das 
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heißt in gleicher Zahl, vertreten sind. Dies soll für die örtlichen Arbeitsgemeinschaften 

durch Absatz 1 Satz 2 bis 4 und für die überörtliche Arbeitsgemeinschaft durch die Ver-

weisung in Absatz 2 Satz 2 mit dem Reißverschlussverfahren sichergestellt werden. 

Scheidet eine Person aus der Arbeitsgemeinschaft aus, deren Geschlecht in der Min-

derheit ist, muss eine Person des gleichen Geschlechts nachfolgen; scheidet eine Per-

son aus, deren Geschlecht in der Mehrheit ist, muss eine Person des anderen Ge-

schlechts nachfolgen. Angesichts der Tatsache, dass die Arbeitsgemeinschaften nicht 

neu eingerichtet werden, sondern auf der Grundlage des § 2 AGBtG bereits seit vielen 

Jahren bestehen und regelmäßig auch keine amtsperiodenabhängige Komplettneube-

stellung erfolgt, wird darauf verzichtet, zusätzlich auch das Doppelbenennungsverfah-

ren zu etablieren. Das Reißverschlussverfahren findet keine Anwendung, soweit einer 

entsendenden Stelle aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen die Einhaltung der 

Vorgabe nicht möglich ist; sie hat der örtlichen Betreuungsbehörde beziehungsweise 

dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung die Gründe hierfür nachvollzieh-

bar darzulegen.  

 

Zu § 3 (Anerkennung von Betreuungsvereinen) 

 

§ 3 bestimmt auf der Grundlage der Ermächtigung des § 1908 f Abs. 3 Satz 2 BGB 

über die Anforderungen des § 1908 f Abs. 1 BGB hinaus weitere Voraussetzungen für 

die Anerkennung von Betreuungsvereinen durch das Landesamt für Soziales, Jugend 

und Versorgung.  

 

Übernommen werden in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 die bereits derzeit geltenden Aner-

kennungsvoraussetzungen, wonach ein Betreuungsverein, der den Anforderungen des 

§ 1908 f Abs. 1 BGB entspricht, anzuerkennen ist, wenn er  

1. den Anforderungen der Gemeinnützigkeit im Sinne der Abgabenordnung entspricht, 

2. von Personen geleitet wird, die nach ihrer Persönlichkeit, Ausbildung oder Berufser-

fahrung hierzu geeignet sind, und diese Personen in keinem Abhängigkeitsverhält-

nis und in keiner anderen engen Beziehung zu Einrichtungen stehen, in denen Per-
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3. die sachgerechte und wirtschaftliche Verwendung der ihm zur Verfügung stehenden 

finanziellen Mittel gewährleistet. 

 

Der Anerkennung eines Betreuungsvereins durch das Landesamt für Soziales, Jugend 

und Versorgung ist eine Aussage über die Qualität des Betreuungsvereins und seiner 

Aufgabenerfüllung immanent, die ihn von nicht anerkannten Betreuungsvereinen unter-

scheidet. Darüber hinaus ist die Anerkennung Voraussetzung für die Förderung durch 

das Land und die Landkreise und kreisfreien Städte nach § 4. Die Förderung ist nur mit 

Blick auf solche Betreuungsvereine gerechtfertigt, die die erforderliche Qualität der Auf-

gabenerfüllung sicherstellen können. Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 sieht daher künftig als zu-

sätzliche Voraussetzung für eine Anerkennung als Betreuungsverein vor, dass dieser 

mit dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung zur Sicherstellung der Quali-

tät der Aufgabenerfüllung eine Qualitäts- und Leistungsvereinbarung nach Absatz 2 

Satz 1 abgeschlossen hat. Die Anforderungen der Qualitäts- und Leistungsvereinba-

rungen betreffen die Struktur, Organisation und Ausstattung von Betreuungsvereinen 

(Qualität der Vereine), die von ihnen zu erbringenden Tätigkeiten sowie ihre Mitwir-

kungspflichten. Mit ihrem Abschluss und dem Nachweis der Erfüllung der getroffenen 

Festlegungen wird sichergestellt, dass die Qualität der Aufgabenerfüllung gewährleistet 

ist. Ohne den wirksamen Abschluss einer Qualitäts- und Leistungsvereinbarung fehlt es 

künftig an einer Voraussetzung für die Anerkennung eines Betreuungsvereins.  

 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt, dass Betreuungsvereine, deren Anerkennung auf der Grund-

lage des Landesgesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes erfolgt ist, die Quali-

täts- und Leistungsvereinbarung bis spätestens 31. Dezember 2010 abzuschließen ha-

ben. Damit wird klargestellt, dass auch bereits anerkannte Betreuungsvereine nach Ab-

lauf einer angemessenen Übergangsfrist die neue Anerkennungsvoraussetzung einer 

Qualitäts- und Leistungsvereinbarung erfüllen müssen. Sie können nicht darauf vertrau-

en, dass ihre Anerkennung ohne entsprechende Vereinbarung bestehen bleibt.  
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Absatz 2 Satz 1 regelt den Mindestinhalt der Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen; 

das heißt, die Aufzählung der einzelnen Festlegungen ist nicht abschließend, weitere 

Anforderungen können im Rahmen der Vereinbarung getroffen werden. Die Vorgaben 

setzen den Rahmen für die individuelle Ausgestaltung einer Qualitäts- und Leistungs-

vereinbarung. Den Besonderheiten der einzelnen Betreuungsvereine kann auf diese 

Weise Rechung getragen werden. Beispielsweise kann die Umsetzung der Barrierefrei-

heit vor Ort im Einzelfall mit großen praktischen oder finanziellen Problemen behaftet 

sein; hier sind Vereinbarungen, die den individuellen Gegebenheiten Rechnung tragen, 

möglich.  

 

Absatz 2 Satz 2 bestimmt, dass die Betreuungsvereine die Erfüllung der in die jeweilige 

Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufgenommenen Festlegungen auf Verlangen 

des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung nachzuweisen haben. Zur Si-

cherstellung der Qualität der Aufgabenerfüllung gehört nicht nur der Abschluss der Ver-

einbarung, sondern auch der Nachweis ihrer Erfüllung. Es muss daher gewährleistet 

werden, dass die Erfüllung der Vereinbarung vom Landesamt für Soziales, Jugend und 

Versorgung überprüft werden kann und die entsprechenden Nachweise auf Anforde-

rung von den Betreuungsvereinen zu erbringen sind. Das Fehlen der Nachweise be-

rechtigt das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung im Übrigen zur Kündigung 

einer bestehenden Qualitäts- und Leistungsvereinbarung und im weiteren Verlauf zur 

Aufhebung der Anerkennung wegen des Wegfalls einer Anerkennungsvoraussetzung.  

 

Zu § 4 (Förderung von Betreuungsvereinen) 

 

Anerkannte Betreuungsvereine werden in Rheinland-Pfalz auf der Grundlage des der-

zeitigen § 4 AGBtG durch das Land und die Landkreise und kreisfreien Städte geför-

dert. Es besteht ein Anspruch auf Förderung unter den im Gesetz genannten Voraus-

setzungen. Der Zweck der Förderung liegt darin, die anerkannten Betreuungsvereine in 

ihrer Querschnittsarbeit zu unterstützen. Sie sollen mithilfe der Zuwendungen in die 

Lage versetzt werden, sich planmäßig um die Gewinnung ehrenamtlicher Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter zu bemühen, diese in ihre Aufgaben einzuführen, sie fortzubilden 
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und zu beraten, planmäßig über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen zu 

informieren sowie für einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch zwischen den Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern zu sorgen. Die Förderung dient somit insbesondere der Stär-

kung des ehrenamtlichen Engagements im Betreuungswesen. Mit dem derzeitigen § 4 

AGBtG war die Förderung durch das Land sowie die Landkreise und kreisfreie Städte 

darauf ausgerichtet, in Rheinland-Pfalz anerkannte Betreuungsvereine flächendeckend 

und in einer möglichst großen Anzahl zu etablieren.  

 

Bei der bisherigen Regelung zur Förderung anerkannter Betreuungsvereine sind Be-

darfsgesichtspunkte unberücksichtigt geblieben. Mit erfolgter Anerkennung und dem 

Antrag auf Förderung ist für alle entsprechenden Betreuungsvereine der Weg frei zur 

Förderung durch Land und Kommunen. Diese Regelung fand ihre Rechtfertigung in 

dem Bestreben, mithilfe der Förderung eine zur Gewinnung und Unterstützung ehren-

amtlicher Betreuerinnen und Betreuer ausreichende Anzahl an anerkannten Betreu-

ungsvereinen zur Verfügung zu haben.  

 

Seit Inkrafttreten des Landesgesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes am 1. 

Januar 1992 ist ein gut ausgebautes und flächendeckendes Netz von derzeit 115 aner-

kannten Betreuungsvereinen sowie 106 anerkannten und geförderten Betreuungsver-

einen entstanden. Damit ist das ursprüngliche Anliegen erreicht worden, in allen Lan-

desteilen Betreuungsvereine zu etablieren, die die oben genannten Querschnittsaufga-

ben erfüllen.  

 

Mit dem im Entwurf vorliegenden Gesetz soll dieser Entwicklung Rechnung getragen 

werden. Der Förderzweck ist nach wie vor darauf ausgerichtet, mithilfe der Förderung 

flächendeckend die zur Gewinnung und Unterstützung ehrenamtlicher Betreuerinnen 

und Betreuer erforderliche Anzahl an anerkannten Betreuungsvereinen zu erhalten. 

Hierzu ist landesweit eine Anzahl von maximal 106 anerkannten und geförderten 

Betreuungsvereinen ausreichend (derzeit werden auch 106 Betreuungsvereine geför-

dert). Mit der Förderung wird sichergestellt, dass zur Erfüllung der Querschnittsarbeit 

auch in Zukunft eine ausreichende Anzahl an anerkannten Betreuungsvereinen zur 
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Verfügung steht. Gleichzeitig bezweckt das Gesetz im Interesse der Haushaltskonsoli-

dierung des Landes und der Kommunen die Begrenzung der Ausgaben auf das Erfor-

derliche. 

 

Absatz 1 regelt die Fördervoraussetzungen wie folgt: Das Land gewährt anerkannten 

Betreuungsvereinen, deren Anerkennung und erstmalige Förderung (Bewilligung) vor 

dem 1. Januar 2008 erfolgt ist, wie bisher auf Antrag eine Zuwendung zu den Personal- 

und Sachkosten einer hauptamtlichen Fachkraft. Anderen anerkannten Betreuungsver-

einen gewährt das Land auf Antrag eine Zuwendung, wenn  

1. die Obergrenze für die Förderung von landesweit durchschnittlich einem geförder-

ten Betreuungsverein für jeweils 38 000 Einwohnerinnen und Einwohner nicht über-

schritten wird und 

2. das Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und die örtlichen Betreu-

ungsbehörden, auf deren Gebiet sich die Tätigkeit des Betreuungsvereins erstreckt, 

übereinstimmend festgestellt haben, dass in dem betreffenden Gebiet ein Bedarf 

für dessen Tätigkeit besteht.  

Damit wird künftig eine Förderobergrenze festgelegt und sichergestellt, dass in Zukunft 

nicht mehr als 106 Betreuungsvereine gefördert werden (sofern sich die Einwohnerzahl 

in Rheinland-Pfalz nicht deutlich erhöht). Zusätzlich wird die Förderung von Betreu-

ungsvereinen vom Bedarf vor Ort abhängig gemacht. 

 

Voraussetzung für eine Förderung ist in beiden Fällen, dass die anerkannten Betreu-

ungsvereine dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung die Erfüllung der in 

die jeweilige Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufgenommenen Festlegungen 

nachweisen.  

 

Absatz 1 Satz 1 stellt sicher, dass anerkannten Betreuungsvereinen, deren Anerken-

nung und erstmalige Förderung (Bewilligung) vor dem 1. Januar 2008 erfolgt ist, wei-

terhin ein Anspruch auf eine Zuwendung zu den Personal- und Sachkosten zusteht. Die 

Regelung dient dem Vertrauensschutz und begünstigt solche anerkannten Betreuungs-

vereine, die seit längerem – und das heißt in der Regel seit mehreren Jahren – eine 
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Förderung erhalten. Sie haben sich hinsichtlich Personal und Ausstattung auf eine 

dauerhafte Förderung eingerichtet und sie erfüllen nicht nur vorübergehend ihre Aufga-

ben. Diesen Betreuungsvereinen bleibt mit der Regelung des Absatzes 1 Satz 1 auch 

künftig der gesetzliche Anspruch auf Förderung erhalten.  

 

Keinen Vertrauensschutz genießen dagegen Betreuungsvereine, die sich erst kurzfris-

tig oder angesichts der absehbaren Gesetzesänderung entschlossen haben, durch ei-

nen Antrag dauerhaft eine Förderung zu sichern. Die Fachöffentlichkeit ist im Übrigen 

über die geplante Gesetzesinitiative der Landesregierung informiert worden. In der Sit-

zung der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten Rheinland-Pfalz 

am 5. Juni 2008 wurden seitens des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Fa-

milie und Frauen und des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung die ange-

dachten Eckpunkte der Gesetzesinitiative vorgestellt. Unter anderem wurde in der Sit-

zung darauf hingewiesen, dass eine Obergrenze zur Anzahl geförderter Betreuungs-

vereine und eine Vertrauensschutzregelung eingeführt werden soll. Die Landesarbeits-

gemeinschaft hat daraufhin den Beschluss gefasst, ein solches Gesetzesvorhaben 

grundsätzlich zu unterstützen, dies allerdings mit der Maßgabe, dass es im Gesetz 

selbst keine gesetzlich ausformulierte Vertrauensschutzregelung geben sollte. Ein Ver-

trauensschutz nach allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsrechts sei ausreichend, 

um die Betreuungsvereine wirksam zu schützen.  

 

Ein Verzicht auf eine gesetzliche Vertrauensschutzregelung würde jedoch solche 

Betreuungsvereine unangemessen benachteiligen, die bereits seit längerem anerkannt 

sind und gefördert werden. Ohne gesetzliche Regelung käme es diesbezüglich zu Här-

ten. Die Vertrauensschutzregelung dient im Übrigen auch dazu, das bestehende Sys-

tem der anerkannten und geförderten Betreuungsvereine in Rheinland-Pfalz vor plötzli-

chen Verwerfungen zu schützen. Solchermaßen etablierten Betreuungsvereinen, die 

bereits über einen längeren Zeitraum Querschnittsarbeit leisten und dabei nicht nur 

kurzzeitig die zur Förderung anerkannter Betreuungsvereine erforderliche Mindestan-

zahl an ehrenamtlich tätigen Personen nachweisen können, soll der bisherige gesetzli-

che Anspruch auf Förderung nicht entzogen werden.  
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Die Vertrauensschutzregelung des Absatzes 1 Satz 1 bedeutet allerdings nicht, dass 

die bislang anerkannten und geförderten Betreuungsvereine nicht den neuen qualitati-

ven Anforderungen genügen müssten. Die neuen Anforderungen werden durch die 

Qualitäts- und Leistungsvereinbarungen nach § 3 Abs. 2 bestimmt. Diese Vereinbarun-

gen müssen alle Betreuungsvereine abschließen und erfüllen, die vom Landesamt für 

Soziales, Jugend und Versorgung anerkannt werden oder bleiben wollen. Fehlt es dar-

an, muss die Anerkennung versagt oder entzogen werden. Eine Förderung ist dann auf 

der gesetzlichen Grundlage des § 4 nicht mehr möglich. Die Vertrauensschutzregelung 

beeinträchtigt also nicht die Qualität der Betreuungsvereine.  

 

Der Sache nach ist eine Begrenzung der Förderung gerechtfertigt, da die genannte An-

zahl an Betreuungsvereinen ausreichend ist, um die gewünschte Querschnittsarbeit zur 

Gewinnung und Beratung von ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern zu gewähr-

leisten. Dass landesweit kein Bedarf für weitere Betreuungsvereine besteht, wird letzt-

lich auch durch den Beschluss der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangele-

genheiten Rheinland-Pfalz vom 5. Juni 2008 bestätigt, mit dem die Gesetzesänderung 

grundsätzlich unterstützt wird.  

 
Die Einschätzungsprärogative des Landesgesetzgebers erlaubt die gesetzliche Be-

grenzung der Förderung, nach der landesweit für durchschnittlich jeweils 38 000 Ein-

wohnerinnen und Einwohner ein geförderter anerkannter Betreuungsverein zur Verfü-

gung steht. Eine Pflicht zur Ausdehnung der Förderung auf weitere Betreuungsvereine 

besteht nicht. Insbesondere liegt darin keine unzulässige Wettbewerbsverzerrung. We-

der das Bürgerliche Gesetzbuch noch das künftige Landesgesetz zur Ausführung des 

Betreuungsrechts sehen einen Markt für Betreuungsvereine vor, auf dem Anbieterinnen 

und Anbieter Gewinne erwirtschaften oder im Rahmen eines Wettbewerbs um Kundin-

nen und Kunden konkurrieren. Für Leistungen der Vereine sind weder von Kundinnen 

und Kunden noch von dahinter stehenden Versicherungsträgern Geldleistungen zu 

erbringen. Betreuungsvereine agieren nicht als Unternehmen. Sie konkurrieren nicht 

um Kundinnen und Kunden, die für Leistungen bezahlen. Ihre Aufgabe ist vielmehr die 

 - 14 - 
 

 

 



oben beschriebene Querschnittsarbeit. Wenn Betreuungsvereine Menschen gewinnen, 

die als ehrenamtliche Betreuerinnen oder Betreuer tätig sein wollen, so erhalten diese 

gegebenenfalls Aufwandsentschädigungen aus der Justizkasse. Die Vereine müssen 

gemeinnützig im Sinne der Abgabenordnung sein (Anerkennungsvoraussetzung). 

 

Absatz 1 Satz 3 legt fest, dass Voraussetzung für eine Förderung ist, dass die aner-

kannten Betreuungsvereine dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung die 

Erfüllung der in die jeweilige Qualitäts- und Leistungsvereinbarung aufgenommenen 

Festlegungen nachweisen. 

 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt die Höhe der Zuwendung und regelt die Anpassung aufgrund 

tarifvertraglicher Änderungen. Dem Außerkrafttreten des Bundes-Angestellten-

tarifvertrags wird durch Verweis auf den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der 

Länder im Tarifgebiet West Rechnung getragen. Ab dem Jahr 2009 beträgt die Zuwen-

dung 24 109 EUR für eine vollzeitbeschäftigte Fachkraft; der Betrag ändert sich ab dem 

Jahr 2010 jährlich jeweils um den Vomhundertsatz, um den sich das Grundentgelt der 

Stufe 1 der Entgeltgruppe 9 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder im 

Tarifgebiet West oder einer entsprechenden Nachfolgeregelung im Vorjahr geändert 

hat. 

 
Absatz 2 Satz 2 regelt, dass der Betrag auch gewährt wird, wenn mehrere hauptamtli-

che Fachkräfte im einer Vollzeitkraft vergleichbaren Umfang in Teilzeit beschäftigt wer-

den; im Übrigen verringert er sich für teilzeitbeschäftigte oder nicht ganzjährig beschäf-

tigte Fachkräfte in entsprechendem Umfang. Die Regelung ist inhaltsgleich mit dem 

derzeitigen § 4 Abs. 1 Satz 3 AGBtG.  

 

Absatz 2 Satz 3 ermächtigt das fachlich zuständige Ministerium für Arbeit, Soziales, 

Gesundheit, Familie und Frauen, die Einzelheiten der Förderung, insbesondere die Vor-

aussetzungen und das Verfahren, durch Verwaltungsvorschrift zu regeln. Er ist inhalts-

gleich mit dem derzeitigen § 4 Abs. 1 Satz 4 AGBtG. Auf der Grundlage dieser Ermäch-

tigung wurde die Verwaltungsvorschrift über die Förderung von anerkannten Betreu-
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ungsvereinen vom 14. September 2001 (MinBl. S. 415; 2006 S. 176) erlassen. 

 

Absatz 3 sieht wie derzeit § 4 Abs. 2 AGBtG vor, dass die Landkreise und die kreisfrei-

en Städte den anerkannten Betreuungsvereinen grundsätzlich Zuwendungen in Höhe 

der Landesförderung gewähren sollen. 

 

Zu § 5 (Inkrafttreten) 

 
Nach Absatz 1 tritt das Gesetz mit Ausnahme des § 4 am Tage nach der Verkündung in 

Kraft. § 4 tritt rückwirkend zum 1. Januar 2009 in Kraft, damit die neuen Förderregelun-

gen bereits für das Förderjahr 2009 zur Anwendung kommen. Wegen der Vertrauens-

schutzreglung in § 4 Abs. 1 Satz 1 führt dies bei den bereits geförderten Betreuungs-

vereinen zu keinen Verschlechterungen. 

 

Nach Absatz 2 tritt das derzeitige Landesgesetz zur Ausführung des Betreuungsgeset-

zestritt mit Ausnahme seines § 4 am Tage nach der Verkündung außer Kraft; § 4 tritt 

mit Wirkung vom 1. Januar 2009 außer Kraft. 


